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Sehr geehrter Herr Präsident Ziercke, 
sehr geehrte Abgeordnete des Deutschen Bundestags, 
liebe Sicherheitscommunity, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
 
im Guggenheim-Museum in New York ist ein Werk des englischen Malers Francis 
Bacon zu sehen. Es trägt den Titel "Drei Studien für eine Kreuzigung".  
 
Ein grausames Bild: es zeigt eine nackte Fleischmasse, verdreht und aufgehängt an 
einem unsichtbaren Haken. Der Betrachter kann nur schwerlich erahnen, dass das, was 
er sieht, mal ein Mensch gewesen sein soll. Der Maler zeigt Gewalt, indem er das Op-
fer abbildet, nicht die Täter, nicht die Tat. Wir sehen nur die Folgen: den offenen Kör-
per, die Verstümmelung, den Schrei. Kein schönes Bild – aber ein Bild, das viel 
aussagt über das Wesen der Gewalt: Sie zerstört. Sie macht das Opfer zum Objekt. Sie 
zwingt zur Duldung, zur Hinnahme, zum Leid. Wir sollten daher immer auch an die 
Opfer denken – und nicht nur an die Täter, wenn wir von Gewaltkriminalität reden. 
 
Sehr geehrter Herr Ziercke,  
ich danke Ihnen dafür, dass Sie das Thema "Gewalt" heute zum Thema ihrer Jahresta-
gung gemacht haben.  
 
Grundsätzlich gilt: unser Land ist eines der sichersten Länder der Welt. Wir haben 
Freiheit, Wohlstand und Sicherheit in einem Maße wie nur wenige Staaten auf dieser 
Welt. Der erfreuliche, stetige Rückgang der registrierten Kriminalität darf uns jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass Gewalt in bestimmten Bereichen an Intensität zu-
genommen hat. Jugendkriminalität, Gewalt bei Demonstrationen, Gewalt bei Fußball-
spielen – mit diesen Gewaltphänomenen haben wir es heute verstärkt zu tun und ich 
will zu Beginn zu jedem dieser drei Punkte etwas sagen:  
 
Zunächst zur Jugendkriminalität: Am 14. Mai wird in Hamburg ein19-jähriger Schüler 
am S-Bahnhof Jungfernstieg erstochen. Der Beschuldigte ist 16 Jahre alt und als Inten-
sivtäter bereits bekannt.  
 
Fälle wie dieser führen immer wieder zu Fassungs- und Ratlosigkeit. Wie kann es so-
weit kommen? Was ist in den 16 Jahren des Lebens dieses Täters passiert? 
 
Ein Blick auf die Polizeiliche Kriminalstatistik zeigt jedoch, dass Gewaltereignisse 
eben nicht den Alltag der meisten Jugendlichen in Deutschland bestimmen.  
 
Von 1993 bis 2007 war zwar die Zahl der in der PKS erfassten Jugendlichen mit den 
der sogenannten Gewaltkriminalität zuzurechnenden Delikten kontinuierlich angestie-
gen. In 2008 gab es dann aber mit rund 6 Prozent weniger erfassten tatverdächtigen 
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Jugendlichen erfreulicherweise erstmals leichte Rückgänge. Mit einer weiteren Verrin-
gerung um rund 9 Prozent hat sich dieser Trend auch in 2009 fortgesetzt. Das ist gut. 
 
Ob der erneute Rückgang der Tatverdächtigen eine dauerhafte Trendwende bedeutet, 
wissen wir noch nicht. Wir wissen aber, dass es im Bereich der Jugendkriminalität kei-
ne einheitliche Entwicklung gibt.  
 
Gerade in Ballungsräumen – insbesondere in Bereichen mit schwieriger Sozialstruktur 
und mit einem hohen Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund – gibt es unverän-
dert große Probleme. 
 
Gerade bei der Jugendkriminalität brauchen wir vielfältige Maßnahmen und Strategien 
zur Gewaltprävention. Wichtig ist jedoch, dass sie nachweislich einen positiven Ein-
fluss auf das Verhalten haben und die Widerstandskräfte von Kindern und Jugendlichen 
gegen den Einfluss delinquenter Gruppen stärken.  
 
Wichtig ist aber vor allem auch eine nachhaltige und frühzeitige Sanktionierung der 
jungen Täter. Frühe Grenzen sind wirksamer als lange angebliche "Milde". Die mehr-
fache Verhängung von Bewährungsstrafen wird von vielen Jugendlichen als Freispruch 
empfunden.  
 
Nun ein Wort zu Demonstrationen: Gewalttäter dominieren in der öffentlichen Wahr-
nehmung. Besonders bei Demonstrationen.  
 
Versammlungen und Demonstrationen gehören in unserem Land zum demokratischen 
Alltag. Die Versammlungsfreiheit und die Freiheit, für die eigene Überzeugung fried-
lich auf die Straße zu gehen – das sind elementar wichtige Säulen unserer freiheitlich-
demokratischen Staatsordnung.  
 
Diese Freiheit dürfen wir uns jedoch durch gewalttätige Chaoten nicht kaputt machen 
lassen. 
 
Gerade die linksextreme militante Szene tut sich hier besonders hervor: Im Jahr 2009 
standen 859 und damit rd. 47,1 Prozent der festgestellten politisch links motivierten 
Gewalttaten im Zusammenhang mit Demonstrationen. Darauf komme ich gleich noch 
einmal zu sprechen. 
 
Die Ausübung von Demonstrationsfreiheit darf für niemanden in diesem Land mit Ge-
fahr für Leib oder gar Leben verbunden sein, weder für die Demonstranten selbst noch 
für die sie schützende Polizei. 
 
Einen weiteren Punkt möchte ich hier ansprechen. In den Zeitungen der letzten Tage 
habe ich immer wieder Äußerungen gelesen, die Polizei müsse den Kopf für ungelöste 
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gesellschaftliche Konflikte hinhalten. Es wurde sogar geäußert, die Politik solle aus 
Rücksicht auf die Polizei auf die Verlängerung von AKW-Laufzeiten verzichten. Einer 
der Polizisten, der in Stuttgart 21 eingesetzt war, wurde von den Demonstranten be-
schimpft mit den Worten: Er sei ein staatshöriger Vollstrecker und handele aus voraus-
eilendem Gehorsam. 
 
Meine Damen und Herren, 
das alles ist für mich nicht akzeptabel. Entscheidungen, wie die über die Laufzeitver-
längerung, treffen Parlament und Regierung. Ein "Einknicken" wegen befürchteter ge-
waltsamer Demonstrationen und Krawalle käme einer Kapitulation des Rechtsstaates 
gleich. 
 
Nun haben wir ein neues Phänomen, manche bezeichnen das als "erlebnisorientierte 
Demonstration", das ist ein verniedlichender Begriff, auch wenn er vielleicht aus der 
Sicht derjenigen, die sich so verhalten, eine richtige Motivationslage zum Ausdruck 
bringt. Ich rede jetzt nicht über die Gefährlichkeit der autonomen Szene, das ist ein 
anderes Phänomen. Ich rede darüber, was bürgerliche Menschen aus wohlbehüteten 
und wohl begüterten Familien dazu bringt, sich in bei Demonstrationen rechtswidrig 
oder zumindest fragwürdig zu verhalten. Woran liegt das und was tun wir danach? 
 
Meine Damen und Herren, auch Polizei, Polizeiführung und jeder einzelne Polizist ha-
ben in einer schwierigen Demonstrationslage ihrerseits zur Deeskalation beizutragen, 
das ist wahr. Es gibt aber auch die Pflicht von Demonstranten zur Deeskalation. Das 
würde ich mir häufiger wünschen.  
 
Lassen Sie mich etwas zum politischen Extremismus sagen. Während die allgemeine 
Gewaltkriminalität seit 2008 sinkt, sind die politisch motivierten Gewaltaten in 2009 
um 20,4 Prozent angestiegen. Dies ist vor allem auf die Entwicklungen im Bereich der 
linksextremistischen Kriminalität zurückzuführen, wo im Vergleich zu allen anderen 
Phänomenbereichen seit 2005 Jahr für Jahr die meisten Gewalttaten registriert werden. 
Waren in der Vergangenheit die meisten unmittelbaren Angriffe auf Leib und Leben 
durch Rechtsextreme verübt worden, sind in 2009 erstmals mehr Körperverletzungen 
durch politisch links motivierte Täter festzustellen.  
 
In mehr als der Hälfte der Fälle richteten sich diese Taten gegen Polizeikräfte. Selbst 
vor gezielten Mordanschlägen auf Polizisten schrecken diese Gewalttäter nicht zurück. 
Anfang Dezember des letzten Jahres warfen nachts etwa 10 bis 15 vermummte 
Personen mehrere Fensterscheiben einer Polizeiwache in St. Pauli mit Steinen ein, sie 
versuchten die Eingangstür von außen mit einem Fahrradringschloss zu verriegeln, 
setzten zwei vor dem Dienstgebäude geparkte Streifenwagen in Brand und schoben 
eine brennende Mülltonne vor das als Fluchtweg in Betracht kommende Garagentor. 
Für die in der Wache befindlichen Polizisten bestand damit eine erhebliche Gefahr für 
Leib und Leben!  
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Dies ist eine ganz neue Qualität politisch motivierter Gewalt. Dies ist eine 
Entwicklung, der wir mit der gebotenen Härte entgegenwirken müssen. 
 
Eine ähnlich erschreckende Tendenz beobachten wir bei Gewalt in Zusammenhang mit 
Fußballspielen. Grundsätzlich gilt: Deutschland ist ein Fußball-Land – der Samstag im 
Stadion mit Familie und Freunden ist für viele gute Tradition. Die meisten Spiele ver-
laufen friedlich. Gewaltexzesse wie bei dem EM-Qualifikationsspiel in Genua (am 12. 
Oktober) gab es bisher in Deutschland nicht. 
 
Und doch gibt es Anlass zur Sorge: die Entwicklung der Ausschreitungen bei Fußball-
spielen ist beunruhigend. Während der Saison 2008/09 wurden im Zusammenhang mit 
Ligaspielen 830 Personen verletzt – davon 230 Polizeibeamte! 
 
Erschreckend ist die Häufung gefährlichen Fehlverhaltens: beim Spiel Bochum gegen 
Nürnberg Ende Februar wurden sieben Menschen beim Einsatz von Feuerwerkskörpern 
verletzt – einem Fan musste aufgrund der Verletzungen der Unterschenkel amputiert 
werden.  
 
Ende August (23.08.) hatten 15 vermummte HSV-Hooligans den St.-Pauli-Fans Sams-
tagnacht nach dem Spiel des Kiezclubs beim SC Freiburg am Bahnhof Hamburg-
Altona aufgelauert und vier von ihnen brutal verletzt.  
 
Im September (12.09.) sind bei Ausschreitungen am Rande des Lokalderbys des Bun-
desligisten FSV Mainz 05 gegen den 1. FC Kaiserslautern am Sonntag in Mainz zehn 
Menschen verletzt worden.  
 
Diese Liste ließe sich fortführen – insbesondere bei Spielen der 3. Und 4. Liga. Hinzu 
kommen zunehmend gewaltbereite "ULTRAS", die sich über YouTube zu Gewalt als 
eine Form der "Freizeitgestaltung" verabreden.  
 
Mit nahezu zwei Millionen geleisteten Arbeitsstunden allein für Fußballeinsätze im 
vergangenen Bundes- und Regionalligaspielbetrieb 2008/2009 ist die Belastung der 
Polizeibeamtinnen und -beamten des Bundes und der Länder in diesem Tätigkeitsfeld 
exorbitant hoch. Der eine oder andere Beamte würde bestimmt am Samstag auch lieber 
mit seinem Sohn oder seiner Tochter ins Stadion gehen, und ich weiß, dass gerade die 
Wochenendeinsätze in der 2. und der 3. Liga den Beamten viel abverlangen und ich 
wünschte mir, wir könnten die Einsätze dieser Art erheblich reduzieren. 
 
Andere Formen von Gewalt finden weniger den Weg in die Schlagzeilen: im Verbor-
genen spielt sich das Geschehen der psychischen Gewalt im familiären, schulischen 
oder beruflichen Alltag ab, das wesentlich subtiler – zum Beispiel in Form des Mob-
bings – abläuft. 
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Sexuelle Gewalt tritt zwar teilweise ganz unverhohlen auf, oft bedient sie sich aber 
insbesondere zu Beginn subtiler psychischer Mittel, um ihre Absichten zu tarnen.  
 
Eine erschreckende Zunahme von Gewalt sehen wir im Bereich der Kinderpornografie. 
Hier findet gerade durch das Internet eine nahezu ungebremste Verbreitung schreck-
lichster Inhalte statt. Diese Entwicklung erfüllt uns alle mit tiefer Sorge. Ich werde auf 
dieses Thema natürlich noch einmal zurückkommen.  
 
Fast alle geschilderten Gewaltphänomene – mögen sie auch noch so unterschiedlich 
sein – gehen einher mit einer Zunahme der Gewalt gegen unsere Polizisten, ja sogar 
gegen Rettungskräfte.  
 
Immer häufiger schlägt Polizeibeamtinnen und –beamten, Feuerwehrleuten und Ret-
tungskräften bei ihren Einsätzen offene Feindschaft entgegen. Sie werden bespuckt, 
geschlagen, getreten, mit Flaschen und Steinen beworfen, sogar mit Waffen bedroht 
und angegriffen – nicht nur bei Großeinsätzen. Gerade auch alltägliche Einsätze – wie 
etwa die Schlichtung familiärer Streitigkeiten – eskalieren immer häufiger. Zahl und 
Intensität der Angriffe lassen sich kaum noch mit früheren Maßstäben messen.  
 
Auch im Bereich der Bundespolizei haben wir in diesem Bereich im Jahr 2009 die 
höchsten Zahlen seit dem Jahr 2000: 1.228 Personen haben im Jahr 2009 insgesamt 
1.555 Bundespolizeibeamte angegriffen. Bei den Tätern ist dies ein Anstieg um 65 Pro-
zent, bei den Polizeibeamten als Opfer ist dies ein Anstieg um 58 Prozent.  
 
Insgesamt wurden 462 Beamte verletzt – gegenüber dem Vorjahr ein Anstieg um 130 
Prozent! Ein unerträglicher Zustand. Jeden Angriff auf einen Polizisten empfinde ich 
als einen Angriff auf die Demokratie. Jeder Angriff auf eine Polizistin oder einen Poli-
zisten ist dem Grunde nach ein Angriff auf unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung und das Gewaltmonopol des Staates. 
 
Deswegen nutze ich auch heute gern die Gelegenheit, allen Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten von Bund und Ländern ausdrücklich Danke zu sagen. Allerdings ist das 
für einen Innenminister und für die Politik fast selbstverständlich und ich tue es trotz-
dem gerne. Wie viel lieber würde ich aber einen öffentlichen Dank gegenüber den Poli-
zeibeamten einmal von anderer Seite hören. Von den Anmeldern von Demonstrationen, 
von Fußballpräsidenten, von Volksfestveranstaltern – das täte gut. Nicht nur den Poli-
zisten, sondern auch unserer Demokratie. 
 
Wir haben in der letzten Woche im Kabinett beschlossen, Übergriffen auf Polizeibeam-
te, Feuerwehrleute und Rettungskräfte entschlossener entgegenzutreten: 
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 Ein wichtiges Signal ist die Erhöhung des Strafrahmens des § 113 von zwei 
auf drei Jahren. Dies heißt: Die Gewalt gegen Polizeibeamte wird nicht 
länger privilegiert!  

 Wir stellen auch Angriffe gegen Feuerwehr und Rettungsleute unter Strafe.  
 Und wir verbessern den strafrechtlichen Schutz von Arbeitsmitteln. Damit 

wird auch der Angriff auf Dienstfahrzeuge unter Strafe gestellt. Nur so 
kann die Störung von Einsätzen nachhaltig verhindert werden.  

 
Damit stellen wir uns jedenfalls schützend vor unsere Polizei, Feuerwehr und Ret-
tungskräfte, die sich jeden Tag für unsere Sicherheit einsetzen. 
 
Wenn wir unsere Pflicht zum Schutz der Polizei ernst nehmen – und das tun wir –, 
müssen wir unseren Polizeikräften nicht nur gesetzlichen Schutz, sondern auch eine 
gute, moderne Ausstattung bieten: das beginnt bei der Schutzausstattung und geht bis 
zur Kommunikations- und Informationstechnik.  
 
Bei der Bundespolizei haben wir bereits einen guten Standard erreicht. Jeder operativ 
eingesetzte Mitarbeiter der Bundespolizei im Grenz-, Bahn- oder Luftsicherheitsbereich 
hat eine persönlich zugewiesene ballistische Schutzweste. Ebenso hat jeder Angehörige 
der Bundesbereitschaftspolizei flammhemmende Einsatzbekleidung.  
 
Leider ist der Bewegungsspielraum für diese Maßnahmen wegen der schwierigen 
Haushaltssituation in Bund und Ländern begrenzt. Und ich werde auch nicht von dieser 
Stelle aus Appelle an die Länder richten, was Stellen und ähnliches angeht. Aber eine 
Ausnahme will ich doch machen. Bei der Schutzausrüstung für Polizisten sollte nicht 
gespart werden. 
 
Meine Damen und Herren,  
das Gewaltmonopol des Staates bedeutet: Unser Staat toleriert keine Form von Gewalt. 
Das bedeutet: wir brauchen kluge Analysen über Gewaltursachen. Das ist auch ok und 
das ist sinnvoll. Wir alle wissen, dass Opfer von Gewalt schnell Täter werden. Das gilt 
für Opfer von prügelnden Eltern, genauso wie Opfer von sexuellem Missbrauch. Ich 
finde es wichtig, dass darüber geforscht, gearbeitet und gesprochen wird.  
 
Aber all das ist keine Rechtfertigung für Gewaltausübung – in welcher Form auch im-
mer. Gewalt wird durch vermeintlich politische Motive nicht gerechtfertigt: Was ist 
politisch an dem Versuch, einen anderen Menschen zu verletzen oder seine Tötung in 
Kauf zu nehmen? 
 
Gewalt wird auch durch vermeintlich religiöse oder kulturelle Motive nicht gerechtfer-
tigt: Was ist religiös daran, eine junge Frau umzubringen, nur weil sie sich weigert, 
nach bestimmten Vorstellungen der eigenen Familie zu leben oder zu heiraten?  
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Dort, wo der Bürger bei einer Gefahr Schutz sucht, wird vom Staat verlangt, aktiv ein-
zuschreiten. Das muss Richtschnur für unser Handeln und das des Gesetzgebers sein. 
Wir haben eine Verpflichtung als Staat, Straftaten aufzuklären – ob sexuellen Miss-
brauch von Kindern, Computerbetrug aber auch Kapitalverbrechen – das ist KEINE 
Frage politischer Opportunität, sondern polizeilicher und juristischer, also rechtlicher 
Notwendigkeit. 
 
Sie werden sich vielleicht erinnern, vor einem Jahr habe ich hier bei der BKA-
Herbsttagung, wie zuvor im Deutschen Bundestag gesagt: 
 
 – Ich zitiere – 
"Wenn es nötig ist, neue Gesetze zu erlassen, dann sollten wir es tun. Wenn es nicht 
nötig ist, sollten wir es lassen." 
 
Und dabei bleibe ich auch. Neue Gesetze sind sorgfältig zu prüfen. Umso mehr sage 
ich mit Blick auf die Wiedereinführung von Mindestspeicherungsfristen: Hier ist es 
nötig!  
 
Und es ist ja nicht einmal ein neues Gesetz, sondern die verfassungsgemäße Wiederein-
führung eines früheren Gesetzes. Darum geht es – nicht mehr und nicht weniger. 
 
Es hat sich gezeigt, dass ohne dieses Gesetz gravierende Schutzlücken entstanden sind. 
In bestimmten Deliktsbereichen der Cyberkriminalität und bei der Verbreitung von 
Kinderpornografie ist die Tataufklärung ohne Speicherung vergebener IP-Adressen 
kaum noch möglich. Dies gilt vor allem für die Auskunft über die hinter einer dyna-
misch vergebenen IP-Adresse stehende natürliche Person (sog. Bestandsdatenauskunft). 
Nach einer Erhebung des BKA konnten nach der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts rund 76 Prozent der Auskunftsersuchen von den Providern wegen feh-
lender Daten nicht beantwortet werden. Die zu Grunde liegenden Straftaten konnten in 
Folge der nicht erfolgten Auskunft zu beinah 60 Prozent nicht aufgeklärt werden. Ein 
nicht hinnehmbarer Zustand! 
 
Die Lücke, die der Verzicht auf Mindestspeicherungsfristen bereits heute schon in die 
Gefahrenabwehr und Strafverfolgung reißt, ist viel zu groß, als dass man auf dieses 
Mittel verzichten könnte.  
 
Möglicherweise darf der Staat auch gar nicht völlig darauf verzichten. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hat entschieden, dass der Staat auch ein Untermaßver-
bot zu beachten hat und seine Schutzpflichten verletzt, wenn er keine Befugnis zum 
Abruf von Verbindungsdaten im Falle schwerer Verbrechen bereitstellt.  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat klar gesagt, dass eine Mindestspeicherung unter 
bestimmten Voraussetzungen zulässig ist. Es hat sogar gesagt, dass die Auskunft über 
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Bestandsdaten nicht mal ein Grundrechtseingriff ist. Wir sollten hier ein neues Gesetz 
zu Mindestspeicherfristen auf den Weg bringen, das selbstverständlich den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts voll entspricht und genügt. Ich werde meinen Beitrag 
dazu leisten, dass wir diese Schutzlücke schließen können.  
Zu der Frage, ob Sperrmaßnahmen gegen kinderpornografische Inhalte im Internet ein-
gesetzt werden sollen, möchte ich auch kurz etwas sagen. Wir werden die Ergebnisse 
der im Koalitionsvertrag vereinbarten einjährigen Evaluierungsphase abwarten. 
 
Die bisher vorliegenden Erkenntnisse zeigen jedoch: noch eine Woche nachdem das 
BKA den betroffenen Staat in Kenntnis gesetzt hat, sind circa 50 Prozent der kinder-
pornografischen Webseiten noch im Internet verfügbar. Das gilt nicht für die wenigen 
Anbieter, die von deutschen Providern kommen – da ist es eine Frage von Stunden oder 
Tagen. Aber bei Providern, die aus dem Ausland kommen, ist die Löschungsquote ge-
ring.  
 
Dies lässt bereits erkennen, dass jedenfalls die Löschungsbemühungen allein keinen 
hinreichenden Effekt gegen die Verbreitung kinderpornografischer Inhalte zeigen.  
 
Dies liegt, meine Damen und Herren, sicher nicht am fehlenden Engagement des BKA. 
Entsprechende Behauptungen weise ich entschieden zurück.  
 
Es ist ganz im Gegenteil so, dass das BKA schon seit Langem erhebliche Anstrengun-
gen im Kampf gegen die Kinderpornografie unternimmt.  
 
Und was da diese Beamten machen – und ich nehme die Beamten der Landeskriminal-
ämter gerne mal rein – ist sicher das Schwierigste an Polizeiarbeit, was man heutzutage 
zu tun und zu erdulden hat.  
 
Und denen noch vorzuwerfen, sie machen ihre Arbeit nicht engagiert genug, das möch-
te ich hier öffentlich zurückweisen.  
 
Es gibt ja auch wichtige Erfolge: So wurde beispielsweise durch das BKA ein pädo-
sexuelles Internetforum ausgehoben. Von den bisher 150 identifizierten Mitgliedern 
dieses Forums sind ein Drittel selbst Missbraucher bzw. stehen im entsprechenden 
Verdacht. Einer der Täter wurde gerade zu elf Jahren Haft und anschließender Siche-
rungsverwahrung verurteilt.  
 
Diese Anstrengungen wurden jetzt nochmals intensiviert und die Zusammenarbeit mit 
Beschwerdestellen und dem Ausland gestärkt. Auf allen Ebenen – auf der Arbeitsebe-
ne, auf der Präsidentenebene und der Ministerebene.  
 
Nun ist es aber allerdings so, das bedauere ich auch ein bisschen bei der Diskussion, 
dass sowohl das Thema Löschung als auch das Thema Sperrung, wenn man das dann 
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machte, immer nur ein Eindämmen ist. Ich möchte, dass wir mehr darüber diskutieren, 
wie wir die Kriminalität vom Grunde her bekämpfen. Deswegen hat das BKA – auch 
im Zusammenwirken mit dem BMI – einen Aktionsplan aufgestellt, wie wir die Krimi-
nalitätsbekämpfung verbessern können.  
 
Ich nenne Ihnen drei Überlegungen:  
 
Erstens: Können wir nicht die Intelligenz von Suchmaschinen nutzen, um die Angebote 
und Verbreitung dieses widerlichen Materials im Internet zu untersuchen?  
 
Zweitens: Die Nutzung solcher Angebote im Internet wird natürlich bezahlt. Das ist ein 
Milliardengeschäft. Kann man über die Bezahlstrukturen an die Nutzer herankommen? 
Etwa durch die Nutzung von Kreditkarten? Sollten wir nicht darüber nachdenken, wie 
wir intelligenter die Zahlungswege derer, die das nutzen, aufspüren, um die Täter zu 
bekämpfen?  
 
Und der dritte Punkt ist der Schwierigste: Wir haben verdeckte Ermittler für alle mögli-
chen Kriminalitätsformen. Sollen wir verdeckte Ermittler im Internet einsetzen? Sollen 
wir Beamten die Begehung szenetypischer Delikte erlauben – ja oder nein? Ist das ein 
Rubikon, den wir nicht überschreiten sollten? 
 
Diese drei Punkte sind nicht trivial. Sie sind vielmehr sehr kompliziert. Ich würde mich 
aber sehr darüber freuen, wenn wir mehr über diese Punkte diskutieren würden, als 
über die ewige Frage, ob wir nur löschen oder sperren sollen. Ich glaube, das wäre im 
Interesse der Kriminalitätsbekämpfung sehr sinnvoll.  
 
Der Schutz vor gefährlichen Sexualstraftätern ist auch der Anlass für die Neuregelung 
zur Sicherungsverwahrung: Aufgrund des Urteils des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte drohen immer mehr gefährliche Sexualstraftäter auf freien Fuß gesetzt 
zu werden und manche sind es schon.  
 
Und ich sage auch, das sage ich durchaus selbstkritisch, dass wir uns in Deutschland 
bei dieser Frage nicht mit Ruhm bekleckert haben, sonst wäre es wahrscheinlich zu 
diesem Urteil nicht gekommen. Es ist wenig sinnvoll, den Gerichtshof zu beschimpfen. 
Wir können uns eher an die eigene Nase fassen. Gut oder schlecht, jedenfalls kam es 
darauf an, schnell eine praxisgerechte Regelung zu finden, die den Schutz der Bevölke-
rung bei Wahrung des rechtsstaatlichen Grundgesetzes – keine Strafe ohne Schuld – 
garantierte.  
 
Dies ist uns gelungen. Ich danke dafür ausdrücklich meiner Kollegin, der Bundesjus-
tizministerin. Wir werden den Gesetzentwurf morgen in Form einer Formulierungshilfe 
verabschieden und ich werbe bereits an dieser Stelle für eine breite und rasche parla-
mentarische Umsetzung.  
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Die Augen nicht vor der Realität verschließen – das gilt auch für die Einführung einer 
Visawarndatei, wie sie im Koalitionsvertrag steht. Die Datei soll – anknüpfend an Er-
kenntnisse aus dem Visa-Untersuchungsausschuss der 15. Wahlperiode – insbesondere 
den Missbrauch von Visa verhindern. Dabei sollen aber auch die deutschen Sicher-
heitsbehörden im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung mithelfen. 
 
Ich setze mich nachdrücklich für die Speicherung von besonders einschlägigen Warn-
daten ein, z. B. Daten über rechtskräftige Verurteilungen im Bereich von aufenthalts-
rechtlichen Gesetzesverstößen, sowie von Delikten wie Einschleusung, Schwarzarbeit, 
Bildung terroristischer Vereinigungen, Formen des Menschenhandels mit Adoptions-
kinderhandel und bestimmten bandenmäßig begangenen Betäubungsmittel-Delikten. 
Darüber hinaus soll die Datei in gewissem Umfang auch Warndaten enthalten, die spe-
zifisch solche Einlader von Visumsantragstellern betreffen, die bei Visumsmissbrauch 
aufgefallen sind. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
Sie werden sich vielleicht gewundert haben, dass ich mich bisher zu einer besonders 
menschenverachtenden Form der Gewalt noch nicht geäußert habe–zum Terrorismus. 
Das will ich jetzt zum Schluss tun. 
 
Sie alle wissen, dass die Mitarbeiterinnen und die Mitarbeiter des Bundeskriminalam-
tes, des Bundesamtes für Verfassungsschutz, der Länder auch des BND Tag und Nacht 
an diesem Thema arbeiten.  
 
Das sollte auch die deutsche Öffentlichkeit wissen: Gerade jetzt gehen wir jedem Hin-
weis bis aufs letzte Detail nach. Kein anderes Kriminalitätsfeld wird so intensiv bear-
beitet.  
 
Die Sicherheitslage in unserem Land ist geprägt durch eine langfristig anhaltende, hohe 
Gefährdung aus dem Bereich des religiös motivierten extremistischen Terrorismus un-
ter fälschlicher Berufung auf einen "heiligen" Krieg. Im Fokus unserer Sicherheitsbe-
hörden befinden sich derzeit mehr als 1.000 Personen, zu denen uns 
sicherheitsrelevante Hinweise und Erkenntnisse vorliegen. Etwa 130 Personen davon 
werden als Gefährder eingestuft, knapp 280 zählen zu den sogenannten relevanten Per-
sonen.  
 
Besondere Aufmerksamkeit widmen wir den seit 2009 verstärkt und seither unvermin-
dert festgestellten Ausreisen und Wiedereinreisen von Personen aus dem gewaltberei-
ten islamistischen Spektrum nach Deutschland. Der Schwerpunkt der Reisen deutscher 
Islamisten liegt hierbei unverändert bei Reisen in das afghanisch/pakistanische Grenz-
gebiet. Von diesen Personen geht nach Absolvierung terroristischer Ausbildungslager 
und/oder der Teilnahme am dortigen bewaffneten Kampf ein besonderes Gefahrenpo-
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tenzial vor Ort und nach Rückkehr auch bei uns aus. Bei derart radikalisierten und aus-
gebildeten Personen müssen wir alle Möglichkeiten bis hin zur Verübung eines terroris-
tischen Anschlags berücksichtigen und in Rechnung stellen. 
 
Dass Deutschland grundsätzlich im Fokus des internationalen Terrorismus steht, wird 
auch durch die anhaltend hohe Zahl von Video- und Audiobotschaften mit direktem 
Deutschlandbezug unterstrichen. So enthält das im Internet erhältliche Magazin "Inspi-
re" Tipps für den Massenmord. Empfohlen wird zum Beispiel, in einem völlig zufällig 
gewählten Ort Leute zu erschießen. "Inspire" nennt als bevorzugtes Land für mögliche 
Anschläge unter anderem Deutschland. Mit solchen fortgesetzten Medienkampagnen 
gehen nicht nur die anhaltenden Reisebewegungen in die Grenzregion von Afghanistan 
und Pakistan einher. Es besteht auch die Gefahr, dass fanatisierte Einzelpersonen und 
Kleinstgruppen sich durch Drohbotschaften oder radikale Internetreaktionen zu eigen-
ständigen Anschlagshandlungen motivieren lassen.  
 
In diesem Zusammenhang ist es unerlässlich, dass wir uns in Europa so eng wie mög-
lich mit den USA und sonstigen Partnern, wie etwa der Türkei, besser über Personen 
austauschen, zu denen in einem Mitgliedstaat der EU staatsschutzrelevante Erkenntnis-
se vorliegen, und bei denen anhand bestimmter Kriterien anzunehmen ist, dass sie ter-
roristische Straftaten begehen könnten. Hierzu gehört auch der Informationsaustauch 
mit Staaten, die nicht unser Rechtsstaatniveau haben, meine Damen und Herren.  
 
In den vergangenen Jahren waren wir mit mindestens sieben Anschlagsversuchen kon-
frontiert, die durch die deutschen Sicherheitsbehörden verhindert wurden oder die aus 
anderen Gründen scheiterten. Das war auch das Glück der Tüchtigen, das ist wohl war. 
 
Seit knapp sechs Jahren wird diese Bedrohung im Gemeinsamen Terrorismus-Abwehr-
Zentrum – kurz GTAZ – bekämpft, durch Mitarbeiter aus 40 Behörden von Bund und 
Ländern. Und die anfängliche Kritik aus den Ländern ist auch nahezu verstummt und in 
Respekt umgeschlagen.  
 
Auch die enge Zusammenarbeit mit den ausländischen Sicherheitsbehörden bildet nach 
wie vor einen wesentlichen Bestandteil unserer Arbeit. Nur bei ausreichenden gegen-
seitigen Informationen haben wir die Chance, Bedrohungen abzuwehren, bevor Scha-
den entstanden ist. Ohne die Hinweise US-amerikanischer Geheimdienste hätten wir 
zum Beispiel die Anschlagsvorbereitungen der Sauerlandgruppe womöglich nicht 
rechtzeitig entdeckt. Die jüngsten Hinweise zu Anschlagsplanungen der Al Qaida in 
Europa und in Deutschland haben uns erneut die Notwendigkeit der engen internationa-
len und nationalen Kooperation vor Augen geführt.  
 
Wir alle wissen also, dass die Bedrohung durch den internationalen Terrorismus ernst 
ist. Deswegen arbeiten wir Tag und Nacht daran, dass sich in unserem Land auch in 
Zukunft kein Anschlag ereignen wird. Wir arbeiten viel und sehr ernsthaft, aber reden 
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darüber öffentlich wenig. Dauernde öffentliche Warnungen halte ich für nicht hilfreich. 
Sie verunsichern unsere Bevölkerung , sie führen zur Abstumpfung und sie unterstüt-
zen damit objektiv die perfide Strategie der Terroristen, deren Ziel es ja gerade ist, ein 
Klima der Angst und der Verunsicherung zu schaffen. Das ist kein Plädoyer gegen 
Warnungen, sondern es ist ein Plädoyer gegen zu häufige Warnungen. 
Niemand verwechsle den Verzicht auf Alarmismus mit mangelnder Beschäftigung in 
der Sache – oder gar mit der Verharmlosung der Gefahr, meine Damen und Herren!  
Wir sind wachsam und arbeiten. Aber wie sind nicht geschwätzig und vor allem sind 
wir nicht ängstlich! 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich weiß, dass ich mich auf Sie, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BKA und der 
anderen Sicherheitsbehörden verlassen kann. Sie können sich auch auf mich verlassen. 
 
Vielen Dank. 


